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Teil I Fondsvertrag 

I. Grundlagen 

§ 1 Bezeichnung; Firma und Sitz von Fondsleitung, Depot-

bank und Vermögensverwalter 

1. Unter der Bezeichnung IF Schartenfels besteht ein ver-

traglicher Anlagefonds der Art «übrige Fonds für traditio-

nelle Anlagen» für qualifizierte Anleger (der „Anlage-

fonds“) im Sinne von Art. 25 ff. i.V.m. Art. 70 des Bundes-

gesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 

2006 (KAG). 

2. Fondsleitung ist die J. Safra Sarasin Investmentfonds AG, 

Basel. 

3. Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Basel. 

4. Vermögensverwalter ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Ba-

sel. 

5. Der Kreis der Anleger ist auf qualifizierte Anleger im Sinne 

von § 5 Ziff. 1 dieses Fondsvertrages beschränkt, die ein 

Wertschriftenkonto bei der Bank J. Safra Sarasin AG bzw. 

einer ihrer Konzerngesellschaften oder Zweigniederlas-

sungen führen. 

6. Die FINMA hat auf Gesuch der Fondsleitung und der De-

potbank diesen Anlagefonds gemäss Art. 10 Abs. 5 KAG 

von folgenden Vorschriften befreit: 

a) Die Pflicht zur Erstellung eines Halbjahresberichtes 

b) Die Pflicht, die Ausgabe und Rücknahme preise bzw. 

den Nettoinventarwert zu publizieren; 

Die FINMA hat diesen Anlagefonds weiter gemäss Art. 50 

Finanzdienstleistungsgesetz vom 15. Juni 2018 (FIDLEG) 

von der Prospektpflicht befreit.  

Anstelle des Prospektes macht die Fondsleitung im An-

hang zu diesem Fondsvertrag den Anlegern ergänzende 

Angaben, namentlich über eine allfällige Delegation wei-

teren Teilaufgaben der Fondsleitung, über Zahlstellen, 

Vertriebsträger und die Prüfgesellschaft des Fonds. Der 

Anleger hat jederzeit das Recht, zusätzliche Angaben und 

Informationen über den Anlagefonds von der Fondslei-

tung zu erhalten. 

7. In Anwendung von Art. 78 Abs. 4 KAG hat die FINMA auf Ge-

such der Fondsleitung und der Depotbank diesen Anlage-

fonds von der Pflicht zur Ein- und Auszahlung in bar befreit. 

 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

§ 2 Der Fondsvertrag 

Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern1 einerseits und 

Fondsleitung sowie Depotbank andererseits werden durch den 

vorliegenden Fondsvertrag und die einschlägigen Bestimmun-

gen der Kollektivanlagengesetzgebung geordnet. 

                                                                        
1  Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf die geschlechtsspezifi-

sche Differenzierung, z.B. Anlegerinnen und Anleger, verzichtet. Entspre-

chende Begriffe gelten grundsätzlich für beide Geschlechter. 

§ 3 Die Fondsleitung 

1. Die Fondsleitung verwaltet den Anlagefonds für Rechnung 

der Anleger selbständig und in eigenem Namen. Sie ent-

scheidet insbesondere über die Ausgabe von Anteilen, die 

Anlagen und deren Bewertung. Sie berechnet den Netto-

inventarwert und setzt Ausgabe- und Rücknahmepreise 

sowie Gewinnausschüttungen fest. Sie macht alle zum 

Anlagefonds gehörenden Rechte geltend. 

2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 

unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft ab über die von 

ihnen verwalteten kollektiven Kapitalanalgen und infor-

mieren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt 

belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten 

zugeflossenen Entschädigungen, insbesondere Provisio-

nen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vorteile.  

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufga-

ben Dritten übertragen, soweit dies im Interesse einer 

sachgerechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt aus-

schliesslich Personen, die über die für diese Tätigkeit not-

wendigen Fähigkeiten und Bewilligungen verfügen. Sie in-

struiert und überwacht die beigezogenen Dritten sorgfältig. 

Die Anlageentscheide dürfen nur an Vermögensverwalter 

übertragen werden, die über die erforderliche Bewilligung 

verfügen. 

Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichts-

rechtlichen Pflichten verantwortlich und wahrt bei der 

Übertragung von Aufgaben die Interessen der Anleger. Für 

Handlugen der Personen, denen die Fondsleitung Aufga-

ben übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Handeln.  

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

eine Änderung dieses Fondsvertrages bei der Aufsichts-

behörde zur Genehmigung einreichen (siehe § 26). 

5. Die Fondsleitung kann den Anlagefonds mit anderen An-

lagefonds gemäss den Bestimmungen von § 24 vereini-

gen oder gemäss den Bestimmungen von § 25 auflösen. 

6. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 

19 vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den 

Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Auf-

gaben eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendun-

gen, die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten ge-

macht hat. 

§ 4 Die Depotbank 

1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf. Sie be-

sorgt die Ausgabe und Rücknahme der Fondsanteile so-

wie den Zahlungsverkehr für den Anlagefonds. 

2. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 
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unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft ab über die von 

ihnen aufbewahrten kollektiven Kapitalanlagen und infor-

mieren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt 

belasteten Gebühren und Kosten sowie über von Dritten 

zugeflossenen Entschädigungen, insbesondere Provisio-

nen, Rabatte oder sonstige vermögenswerte Vorteile.  

3. Die Depotbank ist für die Konto- und Depotführung des 

Anlagefonds verantwortlich, kann aber nicht selbständig 

über dessen Vermögen verfügen. 

4. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die 

sich auf das Vermögen des Anlagefonds beziehen, der Ge-

genwert innert der üblichen Fristen übertragen wird. Sie 

benachrichtigt die Fondsleitung, falls der Gegenwert nicht 

innert der üblichen Frist erstattet wird, und fordert von der 

Gegenpartei Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, 

sofern dies möglich ist. 

5. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen 

und Konten so, dass sie jederzeit die verwahrten Vermö-

gensgegenstände der einzelnen Anlagefonds voneinan-

der unterscheiden kann. 

Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die 

nicht in Verwahrung genommen werden können, das Ei-

gentum der Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnun-

gen. 

6. Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- o-

der Ausland mit der Aufbewahrung des Fondsvermögens 

beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerech-

ten Verwahrung liegt. Sie prüft und überwacht, ob der von 

ihr beauftragte Dritt- oderZentralverwahrer: 

a) über eine angemessene Betriebsorganisation, fi-

nanzielle Garantien und die fachlichen Qualifikatio-

nen verfügt, die für die Art und die Komplexität der 

Vermögensgegenstände, die ihm anvertraut wur-

den, erforderlich sind; 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen 

und damit sichergestellt wird, dass sich die Finan-

zinstrumente in seinem Besitz befinden; 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensge-

genstände so verwahrt, dass sie von der Depotbank 

durch regelmässige Bestandesabgleiche zu jeder 

Zeit eindeutig als zum Fondsvermögen gehörend 

identifiziert werden können; 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hin-

sichtlich der Wahrnehmung ihrer delegierten Aufga-

ben und der Vermeidung von Interessenkollisionen 

einhält. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftrag-

ten verursachten Schaden, sofern sie nicht nach-

weisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion 

und Überwachung die nach den Umständen gebo-

tene Sorgfalt angewendet hat. 

Für Finanzinstrumente darfdie Übertragung im 

Sinne des vorstehenden Absatzes nur an 

beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. 

Davon ausgenommen ist die zwingende Verwahrung 

an einem Ort, an dem die Übertragung an beaufsich-

tigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht möglich ist, 

wie insbesondere aufgrund zwingender Rechtsvor-

schriften oder der Modalitäten des Anlageprodukts. 

7. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Ge-

setz und den Fondsvertrag beachtet. Sie prüft, ob die Be-

rechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise der Anteile sowie die Anlageent-

scheide Gesetz und Fondsvertrag entsprechen und ob der 

Erfolg nach Massgabe des Fondsvertrags verwendet wird. 

Für die Auswahl der Anlagen, welche die Fondsleitung im 

Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die Depotbank 

nicht verantwortlich. 

8. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den §§ 18 und 19 

vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Ver-

bindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben 

eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, die 

sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

9. Die Depotbank ist für die Aufbewahrung der Vermögen der 

Zielfonds, in welche dieser Anlagefonds investiert, nicht 

verantwortlich, es sei denn, ihr wurde diese Aufgabe über-

tragen. 

§ 5 Die Anleger 

1. Der Kreis der Anleger ist auf qualifizierte Anleger im Sinne 

von Art. 10 Abs. 3 und 3ter KAG beschränkt. Die Fondslei-

tung stellt zusammen mit der Depotbank sicher, dass die 

Anleger die Vorgaben in Bezug auf den Anlegerkreis erfül-

len. 

2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und der Ein-

zahlung in bar eine Forderung gegen die Fondsleitung auf 

Beteiligung am Vermögen und am Ertrag des Anlage-

fonds. Anstelle der Einzahlung in bar kann auf Antrag des 

Anlegers und mit Zustimmung der Fondsleitung eine 

Sacheinlage gemäss den Bestimmungen von §17 Ziffer 7 

vorgenommen werden. Die Forderung der Anleger ist in 

Anteilen begründet. 

3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des von ihnen ge-

zeichneten Anteils in den Anlagefonds verpflichtet. Ihre 

persönliche Haftung für Verbindlichkeiten des Anlage-

fonds ist ausgeschlossen. 

4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit Aus-

kunft über die Grundlagen für die Berechnung des Netto-

inventarwertes pro Anteil. Machen die Anleger ein Inte-

resse an näheren Angaben über einzelne Geschäfte der 

Fondsleitung wie die Ausübung von Mitgliedschafts- und 

Gläubigerrechten oder über das Riskmanagement oder 

über Sacheinlagen bzw. -auslagen geltend, so erteilt 

ihnen die Fondsleitung auch darüber jederzeit Auskunft. 

Die Anleger können beim Gericht am Sitz der Fondsleitung 

verlangen, dass die Prüfgesellschaft oder eine andere 

sachverständige Person den abklärungsbedürftigen 

Sachverhalt untersucht und ihnen darüber Bericht erstat-

tet. 
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5. Die Anleger können den Fondsvertrag grundsätzlich je-

derzeit kündigen und die Auszahlung ihres Anteils am An-

lagefonds in bar verlangen. Anstelle der Auszahlung in bar 

kann auf Antrag des Anlegers und mit Zustimmung der 

Fondsleitung eine Sachauslage gemäss den Bestimmun-

gen von §17 Ziffer 7 vorgenommen werden. 

6. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und/oder 

der Depotbank und ihren Beauftragten gegenüber auf 

Verlangen nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder 

fondsvertraglichen Voraussetzungen für die Beteiligung 

am Anlagefonds erfüllen bzw. nach wie vor erfüllen. Über-

dies sind sie verpflichtet, die Depotbank, die Fondslei-

tung,  und deren Beauftragte umgehend zu informieren, 

sobald sie diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllen. 

7. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung 

in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum jeweiligen 

Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen wer-

den, wenn: 

a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, na-

mentlich zur Bekämpfung der Geldwäscherei, erfor-

derlich ist; 

b) der Anleger die gesetzlichen oder vertraglichen Vo-

raussetzungen zur Teilnahme an diesem Anlage-

fonds nicht mehr erfüllt. 

8. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die 

Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum 

jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenom-

men werden, wenn: 

a) die Beteiligung des Anlegers am Anlagefonds geeig-

net ist, die wirtschaftlichen Interessen der übrigen 

Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, insbeson-

dere wenn die Beteiligung steuerliche Nachteile für 

den Anlagefonds im In- oder Ausland zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmun-

gen eines auf sie anwendbaren in- oder ausländi-

schen Gesetzes, dieses Fondsvertrags oder des 

Prospekts erworben haben oder halten; 

c) die wirtschaftlichen Interessen der Anleger beein-

trächtigt werden, insbesondere in Fällen, wo ein-

zelne Anleger durch systematische Zeichnungen 

und unmittelbar darauf folgende Rücknahmen Ver-

mögensvorteile zu erzielen versuchen, indem sie 

Zeitunterschiede zwischen der Festlegung der 

Schlusskurse und der Bewertung des Fondsvermö-

gens ausnutzen (Market Timing). 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

und Genehmigung der Aufsichtsbehörde jederzeit ver-

schiedene Anteilsklassen schaffen, aufheben oder verei-

nigen. Alle Anteilsklassen berechtigen zur Beteiligung am 

ungeteilten Fondsvermögen, welches seinerseits nicht 

segmentiert ist. Diese Beteiligung kann aufgrund klassen-

spezifischer Kostenbelastungen oder Ausschüttungen o-

der aufgrund klassenspezifischer Erträge unterschiedlich 

ausfallen und die verschiedenen Anteilsklassen können 

deshalb einen unterschiedlichen Nettoinventarwert pro 

Anteil aufweisen. Für klassenspezifische Kostenbelastun-

gen haftet das Vermögen des Anlagefonds als Ganzes. 

2. Die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteils-

klassen wird im Publikationsorgan bekannt gemacht. Nur 

die Vereinigung gilt als Änderung des Fondsvertrages im 

Sinne von § 26. 

3. Die verschiedenen Anteilsklassen können sich namentlich 

hinsichtlich Kostenstruktur, Referenzwährung, Währungs-

absicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der Er-

träge, Mindestanlage sowie Anlegerkreis unterscheiden.  

Vergütungen und Kosten werden nur derjenigen Anteils-

klasse belastet, der eine bestimmte Leistung zukommt. 

Vergütungen und Kosten, die nicht eindeutig einer An-

teilsklasse zugeordnet werden können, werden den ein-

zelnen Anteilsklassen im Verhältnis zum Fondsvermögen 

belastet. 

4. Der Anlagefonds ist nicht in Anteilsklassen unterteilt. 

5. Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig 

geführt. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändi-

gung eines auf den Namen oder auf den Inhaber lauten-

den Anteilscheines zu verlangen. 

6. Die Depotbank und die Fondsleitung sind verpflichtet, An-

leger, welche die Voraussetzungen zur Investition in die-

sen Anlagefonds nicht mehr erfüllen, aufzufordern, ihre 

Anteile innert 30 Kalendertagen im Sinne von § 17 zu-

rückzugeben oder an eine Person zu übertragen, die die 

genannten Voraussetzungen erfüllt. Leistet der Anleger 

dieser Aufforderung nicht Folge, muss die Fondsleitung in 

Zusammenarbeit mit der Depotbank eine zwangsweise 

Rücknahme im Sinne von § 5 Ziff. 7 der betreffenden An-

teile vornehmen. 

 

III. Richtlinien der Anlagepolitik 

 

A Anlagegrundsätze 

§ 7 § 7  Einhaltung der Anlagevorschriften 

1. Bei der Auswahl der einzelnen Anlagen beachtet die 

Fondsleitung im Sinne einer ausgewogenen Risikovertei-

lung die nachfolgend aufgeführten prozentualen Be-

schränkungen. Diese beziehen sich auf das Fondsvermö-

gen zu Verkehrswerten und sind ständig einzuhalten. Die-

ser Anlagefonds muss die Anlagebeschränkungen sechs 

Monate nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) er-

füllen. 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen 

überschritten, so müssen die Anlagen unter Wahrung der 

Interessen der Anleger innerhalb einer angemessenen 

Frist auf das zulässige Mass zurückgeführt werden. Wer-

den Beschränkungen in Verbindung mit Derivaten ge-

mäss § 12 nachstehend durch eine Veränderung des Del-

tas verletzt, so ist der ordnungsgemässe Zustand unter 

Wahrung der Interessen der Anleger spätestens innerhalb 

von drei Bankwerktagen wieder herzustellen. 
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§ 8 Anlagepolitik 

1. Die Fondsleitung kann das Vermögen dieses Anlagefonds 

in die nachfolgenden Anlagen investieren.  

a) Effekten, das heisst massenweise ausgegebene 

Wertpapiere und nicht verurkundete Rechte mit glei-

cher Funktion (Wertrechte), die an einer Börse oder 

an einem anderen geregelten, dem Publikum offen 

stehenden Markt gehandelt werden, und die ein Be-

teiligungs- oder Forderungsrecht oder das Recht 

verkörpern, solche Wertpapiere und Wertrechte 

durch Zeichnung oder Austausch zu erwerben, wie 

namentlich Warrants; 

Anlagen in Effekten aus Neuemissionen sind nur zu-

lässig, wenn deren Zulassung an einer Börse oder 

einem anderen geregelten, dem Publikum offen ste-

henden Markt in den Emissionsbedingungen vorge-

sehen ist. Sind sie ein Jahr nach dem Erwerb noch 

nicht an der Börse oder an einem anderen dem Pub-

likum offen stehenden Markt zugelassen, so sind 

die Titel innerhalb eines Monats zu verkaufen oder 

in die Beschränkungsregel von Ziff. 1 Bst. f einzube-

ziehen. 

b) Derivate, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten ge-

mäss Bst. a, Derivate gemäss Bst. b, , Anteile an kol-

lektiven Kapitalanlagen gemäss Bst. c, Geldmarktin-

strumente gemäss Bst. d, Finanzindizes, Zinssätze, 

Wechselkurse, Kredite oder Währungen zugrunde 

liegen, und (ii) die zu Grunde liegenden Basiswerte 

gemäss Fondsvertrag als Anlagen zulässig sind. De-

rivate sind entweder an einer Börse oder an einem 

anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden 

Markt oder OTC gehandelt; 

OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Ge-

genpartei ein beaufsichtigter, auf dieses Geschäft 

spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die 

OTC-Derivate täglich handelbar sind oder eine 

Rückgabe an den Emittenten jederzeit möglich 

ist. Zudem sind sie zuverlässig und nachvollzieh-

bar bewertbar. Derivate können gemäss § 12 ein-

gesetzt werden. 

c) Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen (Ziel-

fonds), wenn (i) deren Dokumente die Anlagen in an-

dere Zielfonds ihrerseits insgesamt auf 10% begren-

zen; (ii) für diese Zielfonds in Bezug auf Zweck, Orga-

nisation, Anlagepolitik, Anlegerschutz, Risikovertei-

lung, getrennte Verwahrung des Fondsvermögens, 

Kreditaufnahme, Kreditgewährung, Leerverkäufe 

von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, Aus-

gabe und Rücknahme der Anteile und Inhalt der Halb-

jahres- und Jahresberichte gleichwertige Bestimmun-

gen gelten wie für übrige Fonds für traditionelle Anla-

gen und (iii) diese Zielfonds im Sitzstaat als kollektive 

Kapitalanlagen zugelassen sind und dort einer dem 

Anlegerschutz dienenden, der schweizerischen 

gleichwertigen Aufsicht unterstehen, und die interna-

tionale Amtshilfe gewährleistet ist. 

Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 19 An-

teile von Zielfonds erwerben, die unmittelbar oder 

mittelbar von ihr selbst oder von einer Gesellschaft 

verwaltet werden, mit der sie durch gemeinsame 

Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine we-

sentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbun-

den ist. 

d) Geldmarktinstrumente, wenn diese liquide und be-

wertbar sind sowie an einer Börse oder an einem an-

deren geregelten, dem Publikum offen stehenden 

Markt gehandelt werden; Geldmarktinstrumente, 

die nicht an einer Börse oder an einem anderen ge-

regelten, dem Publikum offen stehenden Markt ge-

handelt werden, dürfen nur erworben werden, wenn 

die Emission oder der Emittent Vorschriften über 

den Gläubiger- und den Anlegerschutz unterliegt 

und wenn die Geldmarktinstrumente von Emitten-

ten gemäss Art. 74 Abs. 2 KKV begeben oder garan-

tiert sind. 

e) Guthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten bis 

zu zwölf Monaten bei Banken, die ihren Sitz in der 

Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union haben oder in einem anderen Staat, 

wenn die Bank dort einer Aufsicht untersteht, die 

derjenigen in der Schweiz gleichwertig ist; 

f) Andere als die vorstehend in Bst. a bis e genannten 

Anlagen insgesamt bis höchstens 10% des Fonds-

vermögens; nicht zulässig sind (i) Anlagen in Edel-

metallen, Edelmetallzertifikaten, Waren und Waren-

papieren sowie (ii) echte Leerverkäufe von Anlagen 

aller Art. 

2. Das Anlageziel des Fonds ist die Erzielung eines langfris-

tigen Kapitalwachstums durch Investitionen in verschie-

dene Anlageklassen mit einer flexiblen Vermögensalloka-

tion unter Einhaltung von Anlagerichtlinien und taktischen 

Anlagebandbreiten. Das Vermögen des Fonds wird welt-

weit mit einem flexiblen Asset-Allocation-Ansatz in Aktien, 

festverzinslichen Wertpapieren und Geldmarktinstrumen-

ten angelegt. Darüber hinaus kann der Fonds in andere 

Vermögenswerte investieren, die den Kriterien des Fonds-

vertrages entsprechen. 

a) Die Fondsleitung investiert das Fondsvermögen ab-

züglich der flüssigen Mittel wie folgt: 

aa) Beteiligungswertpapiere gemäss § 8 Ziff. 1 a): 

maximal 40% 

ab) Forderungswertpapiere mit einem Min-

destrating von A/A2 gemäss § 8 Ziff. 1 a): min-

destens 35% 

ac) Geldmarktinstrumente gemäss § 8 Ziff. 1 d): 

maximal 25% 

ad) Mindestens 70% des Nettofondsvermögens in 

direkt gehaltene Anlagen gemäss § 8 Ziff. 1 a) 

ae) Mindestens 70% des Nettofondsvermögens in 

Anlagen gemäss § 8 Ziff. 1, die auf den Schwei-

zer Franken oder Euro lauten. 
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af) Maximal 30% des Nettofondsvermögens in 

Zielfonds gemäss § 8 Ziff. 1 c) 

b) Die Fondsleitung berücksichtigt die folgenden weite-

ren Investitionsrichtlinien: 

ba) Anlagen in strukturierte Produkte sind nicht zu-

lässig. 

bb) Derivate, deren ökonomische Wirkungsweise 

weder durch eine Derivat-Grundform noch 

durch eine Kombination von Derivat-Grundfor-

men beschrieben werden kann (exotische De-

rivate), dürfen nicht eingesetzt werden. 

3. Die Fondsleitung stellt eine angemessenes Liquiditäts-

management sicher. 

§ 9 Flüssige Mittel 

Die Fondsleitung darf zusätzlich angemessene flüssige Mittel 

in der Rechnungseinheit des Anlagefonds und in allen Währun-

gen, in denen Anlagen zugelassen sind, halten. Als flüssige Mit-

tel gelten Bankguthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten 

bis zu zwölf Monaten. 

 

B Anlagetechniken und -instrumente 

§ 10 Effektenleihe 

Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihe-Geschäfte. 

§ 11 Pensionsgeschäfte 

Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 

§ 12 Derivate 

1. Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Sie sorgt dafür, 

dass der Einsatz von Derivaten in seiner ökonomischen 

Wirkung auch unter ausserordentlichen Marktverhältnis-

sen nicht zu einer Abweichung von den in diesem Fonds-

vertrag genannten Anlagezielen oder zu einer Verände-

rung des Anlagecharakters des Anlagefonds führt. Zudem 

müssen die den Derivaten zu Grunde liegenden Basis-

werte nach diesem Fondsvertrag als Anlagen zulässig 

sein. Im Zusammenhang mit kollektiven Kapitalanlagen 

dürfen Derivate nur zum Zwecke der Währungsabsiche-

rung eingesetzt werden. Vorbehalten bleibt die Absiche-

rung von Markt-, Zins- und Kreditrisiken bei kollektiven 

Kapitalanlagen, sofern die Risiken eindeutig bestimmbar 

und messbar sind. 

2. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-Ansatz I 

zur Anwendung. Der Einsatz der Derivate übt unter Be-

rücksichtigung der nach diesem Paragraphen notwendi-

gen Deckung weder eine Hebelwirkung auf das Fondsver-

mögen aus noch entspricht dieser einem Leerverkauf.  

3. Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden. 

Diese umfassen: 

a) Call- oder Put-Optionen, deren Wert bei Verfall linear 

von der positiven oder negativen Differenz zwischen 

dem Verkehrswert des Basiswerts und dem Aus-

übungspreis abhängt und null wird, wenn die Diffe-

renz das andere Vorzeichen hat; 

b) Credit Default Swaps (CDS); 

c) Swaps, deren Zahlungen linear und pfadunabhängig 

vom Wert des Basiswerts oder einem absoluten Be-

trag abhängen; 

d) Termingeschäfte (Futures und Forwards), deren 

Werte linear vom Wert des Basiswerts abhängen.  

4. Der Einsatz von Derivaten ist in seiner ökonomischen Wir-

kung entweder einem Verkauf (engagementreduzieren-

des Derivat) oder einem Kauf (engagementerhöhendes 

Derivat) eines Basiswerts ähnlich. 

5.  

a) Bei engagementreduzierenden Derivaten müssen 

die eingegangenen Verpflichtungen unter Vorbehalt 

von Bst. b und d dauernd durch die dem Derivat zu 

Grunde liegenden Basiswerte gedeckt sein. 

b) Eine Deckung mit anderen Anlagen als den Basis-

werten ist bei engagementreduzierenden Derivaten 

zulässig, die auf einen Index lauten, welcher 

• von einer externen, unabhängigen Stelle berech-

net wird; 

• für die als Deckung dienenden Anlagen repräsen-

tativ ist; 

• in einer adäquaten Korrelation zu diesen Anlagen 

steht. 

c) Die Fondsleitung muss jederzeit uneingeschränkt 

über die Basiswerte oder Anlagen verfügen können. 

d) Ein engagementreduzierendes Derivat kann bei der 

Berechnung der entsprechenden Basiswerte mit 

dem „Delta“ gewichtet werden. 

6. Bei engagementerhöhenden Derivaten muss das Basis-

wertäquivalent einer Derivatposition dauernd durch geld-

nahe Mittel gemäss Art. 34 Abs. 5 KKV-FINMA gedeckt 

sein. Das Basiswertäquivalent berechnet sich bei Fu-

tures, Optionen, Swaps und Forwards gemäss Anhang 1 

der KKV-FINMA. 

7. Die Fondsleitung hat bei der Verrechnung von Derivatpo-

sitionen folgende Regeln zu berücksichtigen: 

a) Gegenläufige Positionen in Derivaten des glei-

chen Basiswerts sowie gegenläufige Positionen in 

Derivaten und in Anlagen des gleichen Basiswerts 

dürfen miteinander verrechnet werden ungeach-

tet des Verfalls der Derivate („Netting“), wenn das 

Derivat-Geschäft einzig zum Zwecke abgeschlos-

sen wurde, um die mit den erworbenen Derivaten 

oder Anlagen im Zusammenhang stehenden Risi-

ken zu eliminieren, dabei die wesentlichen Risi-

ken nicht vernachlässigt werden und der Anrech-

nungsbetrag der Derivate nach Art. 35 KKV-

FINMA ermittelt wird. 

b) Beziehen sich die Derivate bei Absicherungsge-

schäften nicht auf den gleichen Basiswert wie der 

abzusichernde Vermögenswert, so sind für eine Ver-

rechnung, zusätzlich zu den Regeln von Bst. a, die 

Voraussetzungen zu erfüllen („Hedging“), dass die 

Derivat-Geschäfte nicht auf einer Anlagestrategie 

beruhen dürfen, die der Gewinnerzielung dient. 
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Zudem muss das Derivat zu einer nachweisbaren 

Reduktion des Risikos führen, die Risiken des Deri-

vats müssen ausgeglichen werden, die zu verrech-

nenden Derivate, Basiswerte oder Vermögensge-

genstände müssen sich auf die gleiche Klasse von 

Finanzinstrumenten beziehen und die Absiche-

rungsstrategie muss auch unter aussergewöhnli-

chen Marktbedingungen effektiv sein. 

c) Derivate, die zur reinen Absicherung von Fremdwäh-

rungsrisiken eingesetzt werden und nicht zu einer 

Hebelwirkung führen oder zusätzliche Marktrisiken 

beinhalten, können ohne die Anforderungen ge-

mäss Bst. b bei der Berechnung des Gesamtenga-

gements aus Derivaten verrechnet werden. 

d) Gedeckte Absicherungsgeschäfte durch Zinsderi-

vate sind zulässig. Wandelanleihen dürfen bei der 

Berechnung des Engagements aus Derivaten unbe-

rücksichtigt bleiben. 

8. Die Fondsleitung kann sowohl standardisierte als auch 

nicht standardisierte Derivate einsetzen. Sie kann die Ge-

schäfte mit Derivaten an einer Börse, an einem anderen 

geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt oder 

OTC (Over-the-Counter) abschliessen. 

9.  

a) Die Fondsleitung darf OTC-Geschäfte nur mit beauf-

sichtigten Finanzintermediären abschliessen, wel-

che auf diese Geschäftsarten spezialisiert sind und 

eine einwandfreie Durchführung des Geschäftes ge-

währleisten. Handelt es sich bei der Gegenpartei 

nicht um die Depotbank, hat erstere oder deren Ga-

rant eine hohe Bonität aufzuweisen. 

b) Ein OTC-Derivat muss täglich zuverlässig und nach-

vollziehbar bewertet und jederzeit zum Verkehrswert 

veräussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschäft 

glattgestellt werden können. 

c) Ist für ein OTC-Derivat kein Marktpreis erhältlich, so 

muss der Preis anhand eines angemessenen und in 

der Praxis anerkannten Bewertungsmodells ge-

stützt auf den Verkehrswert des Basiswertes, von 

denen das Derivat abgeleitet ist, jederzeit nachvoll-

ziehbar sein. Vor dem Abschluss eines Vertrags über 

ein solches Derivat sind grundsätzlich konkrete Of-

ferten von mindestens zwei Gegenparteien einzuho-

len, wobei der Vertrag mit derjenigen Gegenpartei 

abzuschliessen ist, welche die preislich beste Of-

ferte unterbreitet. Abweichungen von diesem 

Grundsatz sind zulässig aus Gründen der Risikover-

teilung oder wenn weitere Vertragsbestandteile wie 

Bonität oder Dienstleistungsangebot der Gegenpar-

tei eine andere Offerte als insgesamt vorteilhafter 

für die Anleger erscheinen lassen. Ausserdem kann 

ausnahmsweise auf die Einholung von Offerten von 

mindestens zwei möglichen Gegenparteien verzich-

tet werden, wenn dies im besten Interesse der Anle-

ger ist. Die Gründe hierfür sowie der 

Vertragsabschluss und die Preisbestimmung sind 

nachvollziehbar zu dokumentieren. 

d) Die Fondsleitung bzw. deren Beauftragten dürfen im 

Rahmen eines OTC-Geschäfts nur Sicherheiten ent-

gegennehmen, welche die Anforderungen gemäss 

Art. 51 KKV-FINMA erfüllen. Der Emittent der Sicher-

heiten muss eine hohe Bonität aufweisen und die Si-

cherheiten dürfen nicht von der Gegenpartei oder 

von einer dem Konzern der Gegenpartei angehöri-

gen oder davon abhängigen Gesellschaft begeben 

sein. Die Sicherheiten müssen hoch liquide sein, 

zu einem transparenten Preis an einer Börse oder 

einem anderen geregelten, dem Publikum offen 

stehenden Markt gehandelt werden und mindes-

tens börsentäglich bewertet werden. Die Fondslei-

tung bzw. deren Beauftragte müssen bei der Ver-

waltung der Sicherheiten die Pflichten und Anfor-

derungen gemäss Art. 52 KKV-FINMA erfüllen. Ins-

besondere müssen sie die Sicherheiten in Bezug 

auf Länder, Märkte und Emittenten angemessen 

diversifizieren, wobei eine angemessene Diversifi-

kation der Emittenten als erreicht gilt, wenn die von 

einem einzelnen Emittenten gehaltenen Sicherhei-

ten nicht mehr als 20% des Nettoinventarwerts 

entsprechen. Vorbehalten bleiben Ausnahmen für 

öffentlich garantierte oder begebene Anlagen ge-

mäss Art. 83 KKV. Weiter muss die Fondsleitung 

bzw. deren Beauftragte die Verfügungsmacht und 

die Verfügungsbefugnis an den erhaltenen Sicher-

heiten bei Ausfall der Gegenpartei jederzeit und 

ohne Einbezug der Gegenpartei oder deren Zustim-

mung erlangen können. Die erhaltenen Sicherheiten 

sind bei der Depotbank zu verwahren. Die erhalte-

nen Sicherheiten können im Auftrag der Fondslei-

tung bei einer beaufsichtigten Drittverwahrstelle 

verwahrt werden, wenn das Eigentum an den Si-

cherheiten nicht übertragen wird und die Drittver-

wahrstelle von der Gegenpartei unabhängig ist.  

10. Bei der Einhaltung der gesetzlichen und vertraglichen An-

lagebeschränkungen (Maximal- und Minimallimiten) sind 

die Derivate nach Massgabe der Kollektivanlagengesetz-

gebung zu berücksichtigen. 

§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Anlagefonds 

keine Kredite gewähren. 

2. Die Fondsleitung darf keine Kredite aufnehmen 

§ 14 Belastung des Fondsvermögens 

1. Die Fondsleitung darf zu Lasten des Anlagefonds nicht 

mehr als 60% des Nettofondsvermögens verpfänden oder 

zur Sicherung übereignen. 

2. Die Belastung des Fondsvermögens mit Bürgschaften ist 

nicht gestattet. 

Ein engagementerhöhendes Kreditderivat gilt nicht als 

Bürgschaft im Sinne dieses Paragraphen. 



Teil I Fondsvertrag 

IF Schartenfels | 9 

 

C Anlagebeschränkungen 

§ 15 Risikoverteilung 

1. In die Risikoverteilungsvorschriften sind einzubeziehen: 

a) Anlagen gemäss § 8, mit Ausnahme der indexba-

sierten Derivate, sofern der Index hinreichend diver-

sifiziert ist und für den Markt, auf den er sich be-

zieht, repräsentativ ist und in angemessener Weise 

veröffentlicht wird; 

b) flüssige Mittel gemäss § 9; 

c) Forderungen gegen Gegenparteien aus OTC-Ge-

schäften. 

2. Gesellschaften, die auf Grund internationaler Rechnungs-

legungsvorschriften einen Konzern bilden, gelten als ein 

einziger Emittent. 

3. Die Fondsleitung darf einschliesslich der Derivate und 

strukturierten Produkte höchstens 10% des Fonds-

vermögens in Effekten und Geldmarktinstrumenten 

desselben Emittenten Anlegen. Der Gesamtwert der 

Effekten und Geldmarktinstrumenten der Emittenten, 

bei welchen mehr als 5% des Fondsvermögens ange-

legt sind, darf 40% des Fondsvermögens nicht über-

steigen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von 

Ziff 4 und 5. 

4. Die Fondsleitung darf höchstens 20% des Fondsvermö-

gens in Guthaben auf Sicht und auf Zeit bei derselben 

Bank anlegen. In diese Limite sind sowohl die flüssigen 

Mittel gemäss § 9 als auch die Anlagen in Bankguthaben 

gemäss § 8 einzubeziehen. 

5. Die Fondsleitung darf höchstens 5% des Fondsvermö-

gens in OTC-Geschäften bei derselben Gegenpartei anle-

gen. Ist die Gegenpartei eine Bank, die ihren Sitz in der 

Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union hat oder in einem anderen Staat, in welchem sie ei-

ner Aufsicht untersteht, die derjenigen in der Schweiz 

gleichwertig ist, so erhöht sich diese Limite auf 10% des 

Fondsvermögens. 

Werden die Forderungen aus OTC-Geschäften durch Si-

cherheiten in Form von liquiden Aktiven gemäss Art. 50 

bis 55 KKV-FINMA abgesichert, so werden diese Forde-

rungen bei der Berechnung des Gegenparteirisikos nicht 

berücksichtigt. 

6. Anlagen, Guthaben und Forderungen gemäss den vorste-

henden Ziff. 3 bis 5 desselben Emittenten bzw. Schuld-

ners dürfen insgesamt 20% des Fondsvermögens nicht 

übersteigen. Vorbehalten bleiben die höheren Limiten ge-

mäss Ziff. 12 und 13 nachfolgend. 

7. Anlagen gemäss der vorstehenden Ziff. 3 derselben Un-

ternehmensgruppe dürfen insgesamt 20% des Fondsver-

mögens nicht übersteigen. 

8. Die Fondsleitung darf höchstens 20% des Fondsvermö-

gens in Anteilen desselben Zielfonds anlegen. 

9. Die Fondsleitung darf keine Beteiligungsrechte erwer-

ben, die insgesamt mehr als 10% der Stimmrechte aus-

machen oder die es ihr erlauben, einen wesentlichen 

Einfluss auf die Geschäftsleitung eines Emittenten 

auszuüben. 

10. Die Fondsleitung darf für das Fondsvermögen höchs-

tens je 10 % der stimmrechtslosen Beteiligungspapiere, 

der Schuldverschreibungen und/oder Geldmarktinstru-

mente desselben Emittenten sowie höchstens 10% der 

Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen erwer-

ben. Diese Beschränkungen gelten nicht, wenn sich im 

Zeitpunkt des Erwerbs der Bruttobetrag der Schuldver-

schreibungen, der Geldmarktinstrumente oder der An-

teile an anderen kollektiven Kapitalanlagen nicht be-

rechnen lässt. 

11. Die Beschränkungen der vorstehenden Ziff. 9 und 10 

sind nicht anwendbar auf Effekten und Geldmarktin-

strumente, die von einem Staat oder einer öffentlich-

rechtlichen Körperschaft aus der OECD oder von inter-

nationalen Organisationen öffentlich-rechtlichen Cha-

rakters, denen die Schweiz oder ein Mitgliedstaat der 

Europäischen Union angehören, begeben oder garan-

tiert werden. 

12. Die in Ziff. 3 erwähnte Grenze von 10% ist auf 35% ange-

hoben, wenn die Effekten oder Geldmarktinstrumente von 

einem OECD-Staat, einer öffentlich-rechtlichen Körper-

schaft aus der OECD oder von internationalen Organisati-

onen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen die 

Schweiz oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union 

angehören, begeben oder garantiert werden. Die vorge-

nannten Effekten oder Geldmarktinstrumente bleiben bei 

der Anwendung der Grenze von 40% nach Ziff. 3 ausser 

Betracht. Die Einzellimiten von Ziff. 3 und 5 jedoch dürfen 

mit der vorliegenden Limite von 35% nicht kumuliert wer-

den. 

13. Die in Ziff. 3 erwähnte Grenze von 10% ist auf 100% ange-

hoben, wenn die Effekten oder Geldmarktinstrumente von 

einem OECD-Staat oder einer öffentlich-rechtlichen Kör-

perschaft aus der OECD oder von internationalen Organisa-

tionen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen die 

Schweiz oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union an-

gehören, begeben oder garantiert werden. In diesem Fall 

muss der Anlagefonds Effekten oder Geldmarktinstru-

mente aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen 

halten; höchstens 30% des Fondsvermögens dürfen in Ef-

fekten oder Geldmarktinstrumente derselben Emission an-

gelegt werden. Die vorgenannten Effekten oder Geld-

marktinstrumente bleiben bei der Anwendung der Grenze 

von 40% nach Ziff. 3 ausser Betracht. 

Die vorstehend zugelassenen Emittenten bzw. Garanten 

sind die Europäische Union (EU), Staaten der OECD, der Eu-

roparat, die Internationale Bank für Wiederaufbau und Ent-

wicklung (Weltbank), die Europäische Bank für Wiederauf-

bau und Entwicklung, die Europäische Investitionsbank, 

die Interamerikanische Entwicklungsbank, die Asiatische 

Entwicklungsbank und die Eurofima (Europäische Gesell-

schaft für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial). 
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IV. Berechnung des Nettoinventarwertes sowie Ausgabe 

und Rücknahme von Anteilen 

§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes 

1. Der Nettoinventarwert des Anlagefonds wird zum Ver-

kehrswert auf Ende des Rechnungsjahres sowie für jeden 

Tag, an dem Anteile ausgegeben oder zurückgenommen 

werden, in Schweizer Franken (CHF) berechnet. Für Tage, 

an welchen die Börsen bzw. Märkte der Hauptanlagelän-

der des Anlagefonds geschlossen sind (z.B. Banken- und 

Börsenfeiertage), findet keine Berechnung des Fondsver-

mögens statt. 

2. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, 

dem Publikum offen stehenden Markt gehandelte An-

lagen sind mit den am Hauptmarkt bezahlten aktuel-

len Kursen zu bewerten. Andere Anlagen oder Anla-

gen, für die keine aktuellen Kurse verfügbar sind, sind 

mit dem Preis zu bewerten, der bei sorgfältigem Ver-

kauf im Zeitpunkt der Schätzung wahrscheinlich er-

zielt würde. Die Fondsleitung wendet in diesem Fall 

zur Ermittlung des Verkehrswertes angemessene und 

in der Praxis anerkannte Bewertungsmodelle und -

grundsätze an. 

3. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem 

Rücknahmepreis bzw. Nettoinventarwert bewertet. Wer-

den sie regelmässig an einer Börse oder an einem ande-

ren geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt 

gehandelt, so kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 

2 bewerten. 

4. Der Wert von Geldmarktinstrumenten, welche nicht an 

einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem 

Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, 

wird wie folgt bestimmt: Der Bewertungspreis solcher 

Anlagen wird, ausgehend vom Nettoerwerbspreis, unter 

Konstanthaltung der daraus berechneten Anlageren-

dite, sukzessiv dem Rückzahlungspreis angeglichen. Bei 

wesentlichen Änderungen der Marktbedingungen wird 

die Bewertungsgrundlage der einzelnen Anlagen der 

neuen Marktrendite angepasst. Dabei wird bei fehlen-

dem aktuellem Marktpreis in der Regel auf die Bewer-

tung von Geldmarktinstrumenten mit gleichen Merkma-

len (Qualität und Sitz des Emittenten, Ausgabewährung, 

Laufzeit) abgestellt. 

5. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus 

aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei wesentlichen Änderun-

gen der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Be-

wertungsgrundlage für Bankguthaben auf Zeit den neuen 

Verhältnissen angepasst. 

6. Der Nettoinventarwert eines Anteils ergibt sich aus dem 

Verkehrswert des Fondsvermögens, vermindert um allfäl-

lige Verbindlichkeiten des Anlagefonds, dividiert durch die 

Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile. Er wird auf 

0.01 gerundet. 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

1. Zeichnungs- oder Rücknahmeanträge für Anteile werden 

am Auftragstag bis zu einem bestimmten im Anhang ge-

nannten Zeitpunkt entgegengenommen. Der für die Aus-

gabe und Rücknahme massgebende Preis der Anteile 

wird frühestens am folgenden Bankwerktag (Bewertungs-

tag) nach dem Auftragstag ermittelt (Forward Pricing). Der 

Anhang regelt die Einzelheiten. 

2. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert auf 

dem am Bewertungstag gestützt auf die Schlusskurse des 

Vortages gemäss § 16 berechneten Nettoinventarwert je 

Anteil.  

3. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit 

einstellen sowie Anträge auf Zeichnung oder Umtausch 

von Anteilen zurückweisen. 

4. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der 

Anleger die Rückzahlung der Anteile vorübergehend und 

ausnahmsweise aufschieben, wenn: 

a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung ei-

nes wesentlichen Teils des Fondsvermögens bildet, 

geschlossen ist oder wenn der Handel an einem sol-

chen Markt beschränkt oder ausgesetzt ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, mone-

tärer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder 

Beschränkungen sonstiger Übertragungen von Ver-

mögenswerten Geschäfte für den Anlagefonds un-

durchführbar werden; 

d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und dadurch 

die Interessen der übrigen Anleger wesentlich beein-

trächtigt werden können. 

5. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub 

unverzüglich der Prüfgesellschaft, der Aufsichtsbehörde 

sowie in angemessener Weise den Anlegern mit. 

6. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den unter Ziff. 4 

Bst. a bis c genannten Gründen aufgeschoben ist, findet 

keine Ausgabe von Anteilen statt. 

7. Jeder Anleger kann beantragen, dass er im Falle einer 

Zeichnung anstelle einer Einzahlung in bar Anlagen an 

das Fondsvermögen leistet („Sacheinlage“ oder „contri-

bution in kind“ genannt) bzw. dass ihm im Falle einer Kün-

digung anstelle einer Auszahlung in bar Anlagen übertra-

gen werden („Sachauslage“ oder „redemption in kind“). 

Der Antrag ist zusammen mit der Zeichnung bzw. mit der 

Kündigung zu stellen. Die Fondsleitung ist nicht verpflich-

tet, Sachein- und Sachauslagen zuzulassen. 

Die Fondsleitung entscheidet allein über Sacheinlagen o-

der Sachauslagen und stimmt solchen Geschäften nur zu, 

sofern die Ausführung der Transaktionen vollumfänglich 

im Einklang mit der Anlagepolitik des Anlagefonds steht 

und die Interessen der übrigen Anleger dadurch nicht be-

einträchtigt werden. 

Die im Zusammenhang mit einer Sacheinlage oder Sach-

auslage anfallenden Kosten dürfen nicht dem Fondsver-

mögen belastet werden. 
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Die Fondsleitung erstellt bei Sacheinlagen oder Sachaus-

lagen einen Bericht, der Angaben zu den einzelnen über-

tragenen Anlagen, dem Kurswert dieser Anlagen am 

Stichtag der Übertragung, die Anzahl der als Gegenleis-

tung ausgegebenen oder zurückgenommenen Anteile 

und einen allfälligen Spitzenausgleich in bar enthält. Die 

Depotbank prüft bei jeder Sacheinlage oder Sachauslage 

die Einhaltung der Treuepflicht durch die Fondsleitung so-

wie die Bewertung der übertragenen Anlagen und der aus-

gegebenen bzw. zurückgenommenen Anteile, bezogen 

auf den massgeblichen Stichtag. Die Depotbank meldet 

Vorbehalte oder Beanstandungen unverzüglich der Prüf-

gesellschaft. 

Sacheinlage- und Sachauslagetransaktionen sind im Jah-

resbericht zu nennen. 

 

V. Vergütungen und Nebenkosten 

§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 

1. Es werden weder Ausgabe- noch Rücknahmekommissio-

nen zugunsten der Fondsleitung, Depotbank und/oder 

Vertriebsträgern im In- und Ausland erhoben. 

2. Für die Auszahlung des Liquidationsbetreffnisses im Falle 

der Auflösung des Anlagefonds berechnet die Depotbank 

dem Anleger auf dem Nettoinventarwert der Anteile eine 

Kommission von max. 0,5%. 

§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsver-

mögens 

1. Für die Leitung, und den Vertrieb des Anlagefonds und 

alle Aufgaben der Depotbank wie die Aufbewahrung 

des Fondsvermögens, die Besorgung des Zahlungsver-

kehrs und die sonstigen in § 4 aufgeführten Aufgaben 

stellt die Fondsleitung zulasten des Anlagefonds eine 

Pauschalkommission von jährlich 0,35% des Netto-

fondsvermögens des Anlagefonds in Rechnung, die pro 

rata temporis bei jeder Berechnung des Nettoinventar-

wertes dem Fondsvermögen belastet und jeweils am 

Quartalsende ausbezahlt wird (pauschale Verwaltungs-

kommission). Die Fondsleitung trägt dafür sämtliche 

im Zusammenhang mit der Leitung des Anlagefonds 

anfallenden Kosten. 

2. Zusätzlich trägt der Anlagefonds sämtliche, aus der Ver-

waltung des Fondsvermögens erwachsenden Nebenkos-

ten für den An- und Verkauf der Anlagen (marktkonforme 

Courtagen, Kommissionen, Abgaben). Diese Kosten wer-

den direkt mit dem Einstands- bzw. Verkaufswert der be-

treffenden Anlagen verrechnet. 

3. Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen weder 

Retrozessionen zur Entschädigung der Vertriebstätigkeit 

von Fondsanteilen noch Rabatte, um die auf den Anleger 

entfallenden, dem Fonds belasteten Gebühren und Kos-

ten zu reduzieren. 

4. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die inves-

tiert wird, darf unter Berücksichtigung von allfälligen Ret-

rozessionen und Rabatten höchstens 3% betragen. Im 

Jahresbericht ist der maximale Satz der Verwaltungskom-

missionen der Zielfonds, in die investiert wird, unter Be-

rücksichtigung von allfälligen Retrozessionen und Rabat-

ten anzugeben. 

5. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Ka-

pitalanlagen, die unmittelbar oder mittelbar von ihr 

selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, 

mit der sie durch gemeinsame Verwaltung oder Beherr-

schung oder durch eine wesentliche direkte oder indi-

rekte Beteiligung verbunden ist („verbundene Ziel-

fonds“), so darf sie allfällige Ausgabe- oder Rücknah-

mekommissionen der verbundenen Zielfonds nicht 

dem Anlagefonds belasten. 

 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 

 

§ 20 Rechenschaftsablage 

1. Die Rechnungseinheit des Anlagefonds ist der Schweizer 

Franken (CHF). 

2. Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis 31. De-

zember. (Erster ordentlicher Jahresabschluss erfolgt per 

31. Dezember 2021). 

3. Innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rech-

nungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung einen geprüf-

ten Jahresbericht des Anlagefonds. 

4. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 4 bleibt 

vorbehalten. 

§ 21 Prüfung 

Die Prüfgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die Depot-

bank die gesetzlichen und vertraglichen Vorschriften wie auch 

die allenfalls auf sie anwendbaren Standesregeln der Asset 

Management Association Switzerland eingehalten haben. Ein 

Kurzbericht der Prüfgesellschaft zur publizierten Jahresrech-

nung erscheint im Jahresbericht. 

 

VII. Verwendung des Erfolges 

§ 22 § 22 

1. Der Nettoertrag des Anlagefonds wird jährlich spätestens 

innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rech-

nungsjahres in der Rechnungseinheit des Anlagefonds an 

die Anleger ausgeschüttet. 

Die Fondsleitung kann zusätzlich Zwischenausschüttun-

gen aus den Erträgen vornehmen. 

Bis zu 30% des Nettoertrages können auf neue Rechnung 

vorgetragen werden. 

Auf eine Ausschüttung kann verzichtet und der gesamte 

Nettoertrag kann auf neue Rechnung vorgetragen wer-

den, wenn 

• der Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und 

die vorgetragenen Erträge aus früheren Rechnungs-

jahren der kollektiven Kapitalanlage weniger als 1% 

des Nettoinventarwertes der kollektiven Kapitalan-

lage beträgt, und 
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• der Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und 

die vorgetragenen Erträge aus früheren Rech-

nungsjahren der kollektiven Kapitalanlage weniger 

als CHF 1.- pro Anteil der kollektiven Kapitalanlagen 

beträgt. 

2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von 

Sachen und Rechten können von der Fondsleitung aus-

geschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten wer-

den. 

VIII. Publikationen des Anlagefonds 

§ 23  

1. Publikationsorgan des Anlagefonds ist das im Anhang ge-

nannte Printmedium oder elektronische Medium. Der 

Wechsel des Publikationsorgans ist im Publikationsorgan 

anzuzeigen. 

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammen-

fassungen wesentlicher Änderungen des Fondsvertrages 

unter Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen 

im Wortlaut kostenlos bezogen werden können, der 

Wechsel der Fondsleitung und/oder der Depotbank, die 

Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklas-

sen sowie die Auflösung des Anlagefonds veröffentlicht. 

Änderungen, die von Gesetzes wegen erforderlich sind, 

welche die Rechte der Anleger nicht berühren oder die 

ausschliesslich formeller Natur sind, können mit Zustim-

mung der Aufsichtsbehörde von der Publikationspflicht 

ausgenommen werden. 

3. Der Fondsvertrag mit Anhang sowie die jeweiligen Jahres-

berichte können bei der Fondsleitung, der Depotbank und 

bei allen Vertriebsträgern kostenlos bezogen werden. 

 

IX. Umstrukturierung und Auflösung 

§ 24 Vereinigung 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

Anlagefonds vereinigen, indem sie auf den Zeitpunkt der 

Vereinigung die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

des bzw. der zu übertragenden Anlagefonds auf den über-

nehmenden Anlagefonds überträgt. Die Anleger des über-

tragenden Anlagefonds erhalten Anteile am übernehmen-

den Anlagefonds in entsprechender Höhe. Auf den Zeit-

punkt der Vereinigung wird der übertragende Anlagefonds 

ohne Liquidation aufgelöst und der Fondsvertrag des 

übernehmenden Anlagefonds gilt auch für den übertra-

genden Anlagefonds. 

2. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 

a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen; 

b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich fol-

gender Bestimmungen grundsätzlich übereinstim-

men: 

• die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Risi-

koverteilung sowie die mit der Anlage verbunde-

nen Risiken, 

• die Verwendung des Nettoertrages und der Ka-

pitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen 

und Rechten, 

• die Art, die Höhe und die Berechnung aller Ver-

gütungen, die Ausgabe- und Rücknahmekom-

missionen sowie die Nebenkosten für den An- 

und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Gebühren, 

Abgaben), die dem Fondsvermögen oder den An-

legern belastet werden dürfen, 

• die Rücknahmebedingungen, 

• die Laufzeit des Vertrages und die Voraussetzun-

gen der Auflösung 

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Anla-

gefonds bewertet, das Umtauschverhältnis berech-

net und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

übernommen werden; 

e) weder den Anlagefonds noch den Anlegern daraus 

Kosten erwachsen. 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag 

in Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbehörde einen be-

fristeten Aufschub der Rückzahlung der Anteile der betei-

ligten Anlagefonds bewilligen. 

4. Die Fondsleitung legt mindestens einen Monat vor der ge-

planten Veröffentlichung die beabsichtigten Änderungen 

des Fondsvertrages sowie die beabsichtigte Vereinigung 

zusammen mit dem Vereinigungsplan der Aufsichtsbe-

hörde zur Überprüfung vor. Der Vereinigungsplan enthält 

Angaben zu den Gründen der Vereinigung, zur Anlagepoli-

tik der beteiligten Anlagefonds und den allfälligen Unter-

schieden zwischen dem übernehmenden und dem über-

tragenden Anlagefonds, zur Berechnung des Umtausch-

verhältnisses, zu allfälligen Unterschieden in den Vergü-

tungen, zu allfälligen Steuerfolgen für die Anlagefonds so-

wie die Stellungnahme der zuständigen kollektivanlage-

rechtlichen Prüfgesellschaft. 

5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Änderun-

gen des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die beab-

sichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen mit 

dem Vereinigungsplan mindestens zwei Monate vor dem 

von ihr festgelegten Stichtag im Publikationsorgan resp. 

in den Publikationsorganen der beteiligten Anlagefonds. 

Dabei weist sie die Anleger darauf hin, dass diese bei der 

Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen seit der Publikation 

Einwendungen gegen die beabsichtigten Änderungen des 

Fondsvertrages erheben oder die Rückzahlung ihrer An-

teile in bar verlangen bzw. den Antrag auf Sachauslage 

gemäss § 17 Ziff. 7 stellen können. 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungs-

gemässe Durchführung der Vereinigung und äussert sich 

dazu in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der 

Aufsichtsbehörde. 

7. Die Fondsleitung meldet der Aufsichtsbehörde den Ab-

schluss der Vereinigung und publiziert den Vollzug der 

Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesellschaft zur ord-

nungsgemässen Durchführung sowie das 
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Umtauschverhältnis ohne Verzug im Publikationsorgan 

resp. in den Publikationsorganen der beteiligten Anlage-

fonds. 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten 

Jahresbericht des übernehmenden Anlagefonds und im 

allfällig vorher zu erstellenden Halbjahresbericht. Für den 

übertragenden Anlagefonds ist ein geprüfter Abschluss-

bericht zu erstellen, falls die Vereinigung nicht auf den or-

dentlichen Jahresabschluss fällt. 

§ 25 Laufzeit des Anlagefonds und Auflösung 

1. Der Anlagefonds besteht auf unbestimmte Zeit. 

2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflö-

sung des Anlagefonds durch fristlose Kündigung des 

Fondsvertrages fristlos herbeiführen. 

3. Der Anlagefonds kann durch Verfügung der Aufsichts-

behörde aufgelöst werden, insbesondere wenn er spä-

testens ein Jahr nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lan-

cierung) oder einer längeren, durch die Aufsichtsbe-

hörde auf Antrag der Depotbank und der Fondsleitung 

erstreckten Frist nicht über ein Nettovermögen von 

mindestens 5 Millionen Schweizer Franken (oder Ge-

genwert) verfügt. 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung 

unverzüglich bekannt und veröffentlicht sie im Publikati-

onsorgan. 

5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrages darf die 

Fondsleitung den Anlagefonds unverzüglich liquidieren. 

Hat die Aufsichtsbehörde die Auflösung des Anlagefonds 

verfügt, so muss dieser unverzüglich liquidiert werden. 

Die Auszahlung des Liquidationserlöses an die Anleger 

ist der Depotbank übertragen. Sollte die Liquidation län-

gere Zeit beanspruchen, kann der Erlös in Teilbeträgen 

ausbezahlt werden. Vor der Schlusszahlung muss die 

Fondsleitung die Bewilligung der Aufsichtsbehörde ein-

holen. 

 

X. Änderung des Fondsvertrages 

§ 26  

Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden, oder be-

steht die Absicht, die Fondsleitung oder die Depotbank zu 

wechseln, so hat der Anleger die Möglichkeit, bei der Aufsichts-

behörde innert 30 Tagen seit der Publikation bzw. Mitteilung 

Einwendungen zu erheben. In der Publikation informiert die 

Fondsleitung die Anleger darüber, auf welche Fondsvertragsän-

derungen sich die Prüfung und die Feststellung der Geset-

zeskonformität durch die FINMA erstrecken. Bei einer Ände-

rung des Fondsvertrages können die Anleger überdies unter 

Beachtung der vertraglichen Frist die Auszahlung ihrer Anteile 

in bar verlangen. Vorbehalten bleiben die Fälle gemäss § 23 

Ziff. 2, welche mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde von der 

Publikationspflicht ausgenommen sind. 

 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

§ 27  

1. Der Anlagefonds untersteht schweizerischem Recht, ins-

besondere dem Bundesgesetz über die kollektiven Kapi-

talanlagen vom 23. Juni 2006, der Verordnung über die 

kollektiven Kapitalanlagen vom 22. November 2006 so-

wie der Verordnung der FINMA über die kollektiven Kapi-

talanlagen vom 27. August 2014. 

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrages ist die deutsche 

Fassung massgebend. 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 18.07.2022 in 

Kraft. 

4. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsvertrag 

vom 23.03.2021. 

5. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die 

FINMA ausschliesslich die Bestimmungen nach Art. 

35a Abs. 1 Bst. a–g KKV und stellt deren Gesetzeskon-

formität fest. 

 

 

 

Basel, 18. Juli 2022 

 

 

Die Fondsleitung 

J. Safra Sarasin Investmentfonds AG 

Wallstrasse 9 

Postfach 

4002 Basel 

 

Die Depotbank  

Bank J. Safra Sarasin AG  

Elisabethenstrasse 62  

4051 Basel 
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Anhang 

Teil II Anhang 

1. Allgemeine Angaben zur Fondsleitung 

Fondsleitung ist die J. Safra Sarasin Investmentfonds AG. Seit 

der Gründung im Jahre 1993 als Aktiengesellschaft ist die 

Fondsleitung mit Sitz in Basel im Fondsgeschäft tätig. 

Die Höhe des gezeichneten Aktienkapitals der Fondsleitung be-

trägt am 31. Dezember 2023 CHF 4 Mio. Das Aktienkapital ist 

in Namenaktien eingeteilt und voll einbezahlt. Die J. Safra Sa-

rasin Investmentfonds AG ist eine 100%-ige Konzerngesell-

schaft der J. Safra Sarasin Holding AG, zu der auch die Bank J. 

Safra Sarasin AG gehört. 

 

Der Verwaltungsrat ist wie folgt zusammengesetzt: 

Oliver Cartade (Präsident des Verwaltungsrates), Mitglied der 

Geschäftsleitung der Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

Urs Oberer (Vizepräsident des Verwaltungsrates),  

Managing Director der Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

Daniel Graf, Managing Director der Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

Jan Stig Rasmussen 

 

Die Geschäftsleitung ist wie folgt zusammengesetzt: 

Michaela Imwinkelried, Managing Director 

Sarah Saade, Executive Director 

Elvan Sahin, Executive Director 

Valter Rinaldi, Executive Director 

Pinar Tiniç, Director 

 

Die Fondsleitung verwaltet in der Schweiz insgesamt 16 kollek-

tive Kapitalanlagen, wobei sich die Summe der verwalteten Ver-

mögen am 31. Dezember 2023 auf CHF 2.884 Mrd. belief. 

 

Die Fondsleitung ist bei den US-Steuerbehörden als „Participa-

ting Foreign Financial Institution“ (PFFI) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet (GIIN: IPRKWG.00010.ME.756). 

 

J. Safra Sarasin Investmentfonds AG, Wallstrasse 9, Postfach, 

4002 Basel 

2. Übertragung der Anlageentscheide 

Die Anlageentscheide des Anlagefonds sind an die Bank J. 

Safra Sarasin AG übertragen. 

3. Übertragung weiterer Teilaufgaben 

Die Fondsbuchhaltung wird von der CACEIS Bank, Montrouge, 

Zweigniederlassung Zürich / Schweiz geführt, die sich durch 

ihre langjährige Erfahrung in der Anlagefonds- und Wertschrif-

tenbuchhaltung auszeichnet. Die genaue Ausführung des Auf-

trages regelt ein zwischen der J. Safra Sarasin Investmentfonds 

AG und der CACEIS Bank, Montrouge, Zweigniederlassung Zü-

rich / Schweiz abgeschlossener Delegationsvertrag. 

4. Depotbank und Zahlstellen 

4.1 Depotbank 

Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Basel. Sie ist eine 

Schweizer Privatbank mit Standorten in Europa, Asien, dem Na-

hen Osten und Lateinamerika. Ihre Hauptaktivitäten umfassen die 

Anlageberatung, die Vermögensverwaltung für private und institu-

tionelle Kunden, die Depotführung, die Gewährung von Krediten, 

die Ausführung von Wertschriftentransaktionen sowie das Anlage-

fondsgeschäft. Anlagestiftungen, Corporate Finance und Market 

Making ergänzen das Dienstleistungsangebot. 

 

Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- und Aus-

land mit der Aufbewahrung des Fondsvermögens beauftragen, 

soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. 

Die Dritt- und Sammelverwahrung bringt es mit sich, dass die 

Fondsleitung an den hinterlegten Wertpapieren nicht mehr das 

Allein-, sondern nur noch das Miteigentum hat. Sind die Dritt- 

und Zentralverwahrer überdies nicht beaufsichtigt, so dürften 

sie organisatorisch nicht den Anforderungen genügen, welche 

an Schweizer Banken gestellt werden. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verur-

sachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen kann, dass sie 

bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den 

Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat. 

Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne des vor-

stehenden Absatzes nur an beaufsichtigte Dritt- oder Zentral-

verwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist die zwingende 

Verwahrung an einem Ort, an dem die Übertragung an beauf-

sichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht möglich ist, wie ins-

besondere aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder der 

Modalitäten des Anlageprodukts. 

 

Die Depotbank ist bei den US-Steuerbehörden als „Participa-

ting Foreign Financial Institution“ (PFFI) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglich Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet (GIIN: IPRKWG.00000.LE.756). 

 

Bank J. Safra Sarasin AG, Depotbankkontrolle, Elisabe-

thenstrasse 62, 4051 Basel 

4.2 Zahlstellen 

Zahlstelle ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Elisabethenstrasse 

62, 4051 Basel 

5. Prüfgesellschaft 

Prüfgesellschaft ist Deloitte AG, Zürich. 

6. Nützliche Hinweise 

ISIN 

CH1102122178 

 

Kotierung 

Keine 

 



Anhang 

IF Schartenfels | 15 

Rechnungsjahr 

1. Januar bis 31. Dezember 

 

Laufzeit 

Unbeschränkt 

Rechnungseinheit 

Schweizer Franken (CHF) 

 

Anteile 

Namentitel (buchmässig geführt) 

 

Anlagepolitik des Anlagefonds 

siehe § 8 des Fondsvertrags 

 

Mindestinvestition bei Erstzeichnung 

CHF 1’000.— 

 

Mindestbetrag bei weiteren Zeichnungen 

Keine 

 

Mindestbetrag bei Rücknahmen 

Keine 

 

Verwendung der Erträge 

Ausschüttung der Erträge innerhalb von vier Monaten nach Ab-

schluss des Rechnungsjahres 

7. Bedingungen für die Ausgabe und Rücknahme von 

Fondsanteilen 

Fondsanteile werden an jedem Bankwerktag (Montag bis Frei-

tag) ausgegeben oder zurückgenommen. Keine Ausgabe oder 

Rücknahme findet an schweizerischen Feiertagen (Ostern, 

Pfingsten, Weihnachten, Neujahr, Nationalfeiertag etc.) statt 

sowie an Tagen, an welchen die Börsen bzw. Märkte der Haupt-

anlageländer des Anlagefonds geschlossen sind oder wenn 

ausserordentliche Verhältnisse im Sinn von § 17 Ziff. 4 des 

Fondsvertrages vorliegen. 

 

Zeichnungs- und Rücknahmeanträge, die bis spätestens 12 

Uhr an einem Bankwerktag (Auftragstag) bei der Depotbank 

vorliegen, werden am nächsten Bankwerktag (Bewertungstag) 

auf der Basis des an diesem Tag berechneten Nettoinventar-

werts abgewickelt. 

 

Der zur Abrechnung gelangende Nettoinventarwert ist somit im 

Zeitpunkt der Auftragserteilung noch nicht bekannt (Forward 

Pricing). Er wird am Bewertungstag aufgrund der Schlusskurse 

des Auftragstags berechnet.  

 

Der Nettoinventarwert eines Anteils ergibt sich aus dem Ver-

kehrswert des Fondsvermögens, vermindert um allfällige Ver-

bindlichkeiten des Anlagefonds, dividiert durch die Anzahl der 

im Umlauf befindlichen Anteile. Er wird auf CHF 0.01 kaufmän-

nisch gerundet. 

 

Die Zahlung erfolgt jeweils einen Bankarbeitstag nach dem Be-

wertungstag (Valuta zwei Tage).  

 

Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig ge-

führt. 

8. Kommissionen und Kosten 

Kommissionen und Kosten zulasten der Anleger (Auszug aus § 

19 des Fondsvertrags) 

• Ausgabekommission keine 

• Rücknahmekommission keine 

 

Kommissionen und Kosten zulasten des Fondsvermögens 

(Auszug aus § 20 des Fondsvertrags) 

• Pauschale Verwaltungskommission der Fondsleitung: 

0.35% p.a. 

Diese wird verwendet für die Leitung, das Asset Management, 

den Vertrieb des Anlagefonds sowie zur Deckung der anfallen-

den Kosten. 

9. Informationen über den Anlagefonds 

Weitere Informationen über den Anlagefonds sind jeweils im 

Jahresbericht enthalten. 

 

Bei einer Fondsvertragsänderung, einem Wechsel der Fonds-

leitung oder der Depotbank sowie der Auflösung des Anlage-

fonds erfolgt die Veröffentlichung durch die Fondsleitung auf 

der elektronischen Plattform der Swiss Fund Data AG 

(www.swissfunddata.ch). 

 

FATCA: 

Der Anlagefonds ist bei den US-Steuerbehörden als „Qualified 

Collective Investment Vehicle“ (QCIV) im Sinne der Sections 

1471 – 1474 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet. 

10. Verkaufsrestriktionen 

Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen dieses Anlage-

fonds im Ausland kommen die dort geltenden Bestimmungen 

zur Anwendung. 

a) Für folgende Länder liegt eine Vertriebsbewilligung vor: 

Schweiz. 

b) Anteile dieses Anlagefonds dürfen innerhalb der USA, de-

ren Territorien oder Besitzungen weder angeboten, ver-

kauft noch ausgeliefert werden. 

Anteile dieses Anlagefonds dürfen Bürgern der USA oder Perso-

nen mit Wohnsitz in den USA und/oder anderen natürlichen o-

der juristischen Personen, deren Einkommen und/oder Ertrag, 

ungeachtet der Herkunft, der US-Einkommensteuer unterliegt, 

sowie Personen, die gemäss Regulation S des US Securities Act 

von 1933 in seiner aktuellen Fassung und/oder dem US Com-

modity Exchange Act in der jeweils aktuellen Fassung als US-

Personen gelten oder Personen, die in den Anwendungsbereich 

der FATCA-Bestimmungen fallen, weder angeboten noch ver-

kauft oder ausgeliefert werden. 
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11. Sicherheitenstrategie im Rahmen von Geschäften mit 

derivativen Finanzinstrumente 

Bei Geschäften mit derivativen Finanzinstrumenten können 

Gegenparteirisiken auftreten. Um diese zu minimieren, können 

die Fondsleitung und die Depotbank von den Gegenparteien Si-

cherheiten als Garantie verlangen. 

 

Als Sicherheiten sind die folgenden Arten zulässig: 

• Aktien, sofern sie an einer Börse oder einem anderen, dem 

Publikum offenstehenden Markt gehandelt werden, über 

eine hohe Liquidität verfügen und Bestandteil eines mass-

gebenden Indexes sind. 

• Börsennotierte ETFs in der Form von Effektenfonds, übrige 

Fonds für traditionelle Anlagen nach Schweizer Recht oder 

von OGAW, sofern sie einen massgebenden Index nachbil-

den und den Index physisch replizieren. Swap-basierte, syn-

thetisch replizierende ETFs sind nicht zulässig. 

• Obligationen, sofern sie an einer Börse oder einem ande-

ren, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt wer-

den und der Emittent über eine erstklassige Bonität verfügt. 

Bei Staatsanleihen aus USA, Japan, UK, Deutschland (inkl. 

Bundesländer), Schweiz (inkl. Kantone) ist kein Rating not-

wendig. 

• Handelbare Schatzbriefe und Schatzanweisungen mit einer 

Staatsgarantie, sofern der Staat oder die Emission über ein 

erstklassiges Rating verfügt oder sie von den USA, Japan, 

UK, Deutschland (inkl. Bundesländer), der Schweiz (inkl. 

Kantone) herausgegeben werden. 

• Geldmarktfonds, sofern sie der AMAS-Richtlinie für Geld-

marktfonds oder der CESR Guideline für Geldmarktfonds 

entsprechen, eine tägliche Rückgabemöglichkeit gegeben 

ist und die Anlagen von hoher Qualität sind. 

• Barmittel (Cash Collateral), sofern sie auf eine frei konver-

tierbare Währung lauten. 

 

Zentral abgewickelte Derivatgeschäfte unterliegen immer einer 

Besicherung, wobei sich Umfang und Höhe nach den jeweiligen 

Vorschriften der zentralen Gegenpartei, resp. der Clearingstelle 

richten. 

Für nicht zentral abgewickelte Derivatgeschäfte können die 

Fondsleitung oder ihre Beauftragten mit den Gegenparteien 

Besicherungsvereinbarungen schliessen. Der Wert der ausge-

tauschten Sicherheiten muss dauernd mindestens dem Wie-

derbeschaffungswert der ausstehenden Derivatgeschäfte ent-

sprechen.  

Einzelne Sicherheiten können mit einem Abschlag bewertet 

werden, welcher sich aus der Volatilität der Märkte und der Li-

quidierbarkeit der Sicherheit ergibt. Für die Besicherung gelten 

folgende Mindestabschläge (% Abzug vom Marktwert): 

• Börsennotierte Aktien und ETFs: 20% – 75% 

• Staatsanleihen (inkl. Schatzanweisungen und Schatz- 

• briefe), begeben oder garantiert von USA, UK, Japan, 

Deutschland oder Schweiz (inkl. Kantone): 3% 

Übrige Staatsanleihen (inkl. Schatzanweisungen und Schatz-

briefe): 5% 

• Unternehmensanleihen: 6% 

• Geldmarktfonds: 3% 

• Barmittel sofern nicht in Fondswährung: 5% 

• Barmittel in Fondswährung: 0% 

 

Barsicherheiten können wie folgt und mit folgenden Risiken 

wieder angelegt werden: 

Bankguthaben auf Sicht oder mit kurzer Kündigungsfrist, 

Staatsanleihen mit einer hohen Bonität, Geldmarktinstru-

mente mit Gegenparteien, welche über eine hohe Bonität 

verfügen sowie Geldmarktfonds, welche der AMAS-Richtlinie 

oder der CESR Guideline für Geldmarktfonds unterliegen. 

Die Wiederanlage der Barsicherheiten muss immer in der-

selben Währung wie die der entgegengenommenen Sicher-

heiten erfolgen. 

 

 

 

 





 

 

 


